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Vernehmlassung betreffend Teilrevision des Gesetzes über die politischen Rechte vom 7. September 1981 

zum Thema Wahlen und Abstimmungen 

 

Sehr geehrte Frau Landschreiberin  

Die EVP Basel-Landschaft bedankt sich für die Möglichkeit, zu der oben genannten Gesetzesrevision Stel-

lung zu nehmen. 

Die EVP Basel-Landschaft begrüsst grundsätzlich die Teilrevision des Gesetzes, insbesondere die Umset-

zung der drei vom Landrat überwiesenen Motionen 2016/078 „Losentscheid bei Gemeindewahlen“, 

2017/306 „Sinnvolle Lösung bei Stillen Wahlen“ und 2019/224 „Genügend Zeit zum Wählen“. Wir sind daher 

auch mit der Abschreibung dieser drei Motionen einverstanden.  

Ebenso richtig und wichtig finden wir die folgenden beiden Neuerungen, die bisherige Zustände, die uns 

nicht logisch und sinnvoll erschienen, ausmerzen: 

• Dass die briefliche Stimmabgabe neu bis zur Öffnung der Wahllokale am Wahl- und Abstimmungstag 

möglich ist und nicht mehr nur bis 17:00 Uhr am Vortag. Wir sind ebenfalls der Meinung, dass damit 

viele ungültige Stimmen vermieden werden können. 

Genauso unverständlich ist aber, dass einzelne Wahllokale am Wahl- und Abstimmungstag nicht erst 

um 12:00 Uhr, sondern bereits vorher (z.B. 11:00 oder 11:30 Uhr) schliessen. Unseres Erachtens ist 

das irreführend, denn zumindest in den nationalen Medien wird immer wieder betont, dass die Wahl-

lokale um 12:00 Uhr schliessen. Es ist unseres Erachtens deshalb im Gesetz zwingend festzuhalten, 

dass die Wahllokale der Gemeinden bis 12:00 Uhr offen sein müssen und die Stimmabgabe zu garan-

tieren haben. 

• Dass die Postaufgabe des Abstimmungs- und Wahlcouverts im Ausland zukünftig nicht mehr die Un-

gültigkeit der Stimm- und Wahlzettel zur Folge hat – sofern es rechtzeitig im Wahllokal eintrifft.  
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Zu den einzelnen Themen haben wir folgende Anmerkungen: 

§ 6 Abs. 6 

Mitglieder des Wahlbüros, die an einer Wahl als Kandidatinnen oder Kandidaten beteiligt sind oder ein unmittel-

bares Interesse an einer Wahl oder Abstimmung haben, dürfen bei der Ermittlung des Ergebnisses dieser Wahl 

oder Abstimmung nicht mitwirken. 

Die Ausschlussgründe für Wahlbüromitglieder soll neu mit einer Generalklausel normiert werden. Für uns 

ist diese Klausel zu schwammig formuliert (was ist mit „unmittelbares Interesse“ gemeint?) und führt zu 

mehr Verwirrung als Präzisierung, der Auslegungsspielraum ist gross und damit Gerichtsverfahren vorpro-

grammiert. Wir bitten Sie, bei dieser Formulierung nochmals über die Bücher zu gehen. 

§ 83 

Wir erachten es als undemokratisch, eine 3-tägige Anfechtungsfrist für Zwischenverfügungen der Landes-

kanzlei bei Beschwerdeverfahren wegen Verletzung der politischen Rechte einzuführen. Bereits die heutige 

Praxis einer 10-tägigen Frist ist sehr sportlich und deshalb nicht noch weiter zu verkürzen. 

Zur Verordnung, § 13a 

Der Vorverlegung des Zeitpunktes für die Einreichung der Wahlvorschläge am Stichtag von 17:00 auf 9:00 

Uhr stimmen wir nicht zu. Die Vorlage erläutert auch nicht genauer, weshalb diese Änderung zwingend 

notwendig ist. Das Argument, die notwendigen Arbeitsabläufe (Prüfung der Wahlvorschläge, Rückfragen, 

Korrekturen, Medienkontakte usw.) könnten dadurch optimiert werden, ist für uns kein so triftiger Grund, 

deshalb den Parteien und Kandidierenden de facto fast einen Arbeitstag weniger zu geben, um die Wahl-

vorschläge einzureichen. Im Übrigen können viele Arbeitsschritte bereits vorbereitet werden, auch wenn 

allenfalls noch Wahlvorschläge am Stichtag im Verlauf des Tages eingereicht werden. Es gibt deshalb unse-

rer Meinung nach keinen notwendigen Grund, von der heutigen Praxis abzuweichen.  

 

Wir erkennen in dieser Vorlage einige Änderungen (z.B. die Änderung von § 83 des Gesetzes als auch § 13a 

der Verordnung; im Übrigen war dies auch bei der vor kurzem durch die Landeskanzlei vorgeschlagenen 

Limitierung der Sammelfrist für Initiativen der Fall), die zum Ziel haben, der Verwaltung die Arbeit zu erleich-

tern, aber gleichzeitig zu einem Abbau der Rechte resp. der Dienstleistungen für die Betroffenen führen. 

Diese Tendenz – insbesondere im diffizilen Bereich der politischen Rechte – finden wir fragwürdig. Unserer 

Meinung nach hat die Verwaltung den Einwohnern resp. den Bürgern zu dienen – und nicht umgekehrt! 

 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


